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Gäste ohne Zukunft

Chancen auf Bildung aus Sicht irakischer Jugendlicher in Jordanien

von Else Engel

Das Menschenrecht auf Bildung hat auch in Krisensituationen 
Bestand. Weder der Irak noch die umliegenden Staaten, die viele 
irakische Flüchtlinge aufgenommen haben, können jedoch  
den Zugang zu Bildung eines jeden Kindes in ihrem Land 
garantieren. So auch in Jordanien, wo irakische Jugendliche  
teils mehrere Jahre nicht zur Schule gehen konnten und ihre 
berufliche Zukunft jetzt im Ungewissen liegt.

Zunächst war es den Kindern der mehreren hunderttausend 
Iraker, die von Jordanien als „Gäste“ ohne entsprechende Flücht-
lingsrechte aufgenommen wurden, nicht erlaubt, staatliche 
Schulen zu besuchen. Erst im Herbst 2007 öffnete Jordanien 
seine Schulen auch für Iraker. Die Einschreibezahlen liegen  
mit 24 000 jedoch halb so hoch wie erwartet, auch wegen der 
verbreiteten, wenn auch unbegründeten, Angst, ohne gültige 
Aufenthaltserlaubnis entdeckt und abgeschoben zu werden. 

Für den 16 jährigen Omar kam diese Öffnung des Bildungssystems 
zu spät. Er ist vor fünf Jahren nach Jordanien geflohen und hatte  
bis 2007 bereits mehr als drei Schuljahre verpasst. Eine derart lange 
Unterbrechung sieht das dortige Bildungssystem auch für jor
danische Kinder nicht vor. Die Rückkehr in das formelle Bildungs-
system ist ihnen gesetzlich verwehrt. 

Anstatt dessen nimmt Omar heute an Computer- und Englisch
kursen teil, die von jordanischen und internationalen Hilfs
organisationen angeboten werden. Die Kurse sind für ihn eine 
Gelegenheit, die Wohnung zu verlassen, Freunde zu treffen  
und etwas zu lernen. Sie sind jedoch kein Ersatz für eine 
abgeschlossene Schulbildung und bieten nicht die gleichen 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt. 

Für Jugendliche, die mehr als drei Schuljahre versäumt haben, 
gibt es in Jordanien jedoch einen „zweiten Bildungsweg“, der 
seit Ende 2007 auch irakischen Jugendlichen zugänglich ist. 
Erfolgreiche Absolventen des komprimierten zweijährigen Pro-
gramms können anschließend in das formelle Bildungssystem 
zurückkehren. Nur, von dem Angebot weiß Omar nichts. Da 
Iraker in Jordanien nicht in Flüchtlingslagern, sondern auf das 
Stadtgebiet verteilt und „unsichtbar“ in Wohnungen leben, fällt 
es Organisationen schwer, diese Jugendlichen über Angebote 
zu informieren und ihnen gezielt Unterstützung zukommen  
zu lassen.

Irakische Jugendliche, die seit Herbst 2007 in Jordanien zur 
Schule gehen können, sehen sich mit anderen Problemen kon-
frontiert. Genau wie jordanische Schüler leiden sie unter über-
füllten Klassen und Gewalt. Hinzu kommt Diskriminierung 
aufgrund ihrer Religion und ihres Status als „Gast“. Die meisten 
haben darüber hinaus Probleme, den jordanischen Dialekt zu 
verstehen, selbst verstanden zu werden und in das anders als im 
Irak aufgebaute Curriculum einzusteigen. Einigen macht es 
schwer zu schaffen, dass sie aufgrund unterbrochener Bildung 
älter sind als ihre Klassenkameraden.

Und nach der Schule? Ein Studium werden sich viele nicht leisten 
können. Arbeiten dürfen die irakischen „Gäste“ in Jordanien nicht. 
Eine Rückkehr in den Irak ist ungewiss. Die Hoffnung vieler 
ruht auf der Neuansiedelung in einem Drittland, wie Australien 
oder Kanada. Jordanien war als Zwischenstation für wenige 
Monate gedacht. Dies ist einer der Gründe, warum Iraker  
sich zunächst wenig für Bildungsmöglichkeiten in Jordanien 
interessierten. Erst jetzt beginnen viele Iraker zu akzeptieren, 
dass mit einem längerfristigen Aufenthalt zu rechnen ist. Damit 
steigt die Nachfrage nach guten Bildungsmöglichkeiten in 
Jordanien, nicht jedoch die Chance auf Zugang zu diesen.

Um die Chancen auf gute Bildungsmöglichkeiten zu verbessern, 
wäre es dringend notwendig, die Klassengrößen zu reduzieren, 
die Lehrer im Umgang mit traumatisierten Flüchtlingen zu 
schulen und die Spannungen zwischen den Jordaniern  
und den irakischen „Gästen“ zu vermindern. Ohne einen 
verstärkten Einsatz Jordaniens, des Iraks und der internationalen 
Gemeinschaft droht sonst ein Teil der für die Zukunft des  
Irak entscheidenden Generation ohne ausreichende Bildung 
verloren zu gehen. 
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Nach dem Willen des französischen Staatschefs Sarkozy sollte 
es ein exklusiver „Club Med“ der Länder werden, die an das 
Mittelmeer grenzen. Nach Intervention der deutschen Kanzle-
rin wurde daraus dann doch eine offene Gemeinschaft für alle 
euro-mediterranen Staaten: Am 13. Juli 2008 gründeten 43 Staats- 
und Regierungschefs aus der EU und den angrenzenden Regionen 
von Marokko über Israel und die Türkei bis Slowenien die so
genannte Mittelmeerunion, die den großen Bogen zwischen 
beiden Seiten der See spannen soll. 

Diese Union soll wiederbeleben, was 1995 als Barcelona- 
Prozess hoffnungsvoll gestartet, aber mit den Jahren in der 
Bedeutungslosigkeit verschwunden ist. Der Prozess sollte die 
Vision eines gemeinsamen Raums von Wohlstand, Sicherheit 
und Frieden zu beiden Seiten des Mittelmeeres umsetzen. 

Ein Mittel dazu waren und sind Assoziierungsabkommen, mit 
denen die EU versucht, den südlichen und südöstlichen Partnern 
ein Angebot der gegenseitigen politischen und wirtschaftlichen 
Öffnung und Anbindung zu machen. Auf diesem Weg wurde 
jedoch nur ein kleiner Teil der Vision umgesetzt: Es gab  
Fortschritte bei Wirtschafts- und Handelsthemen. Zu politisch 
brisanten Fragen wie Minderheitenrechte, Religions- und 
Meinungsfreiheit und Demokratie, blieben richtige Ergebnisse 
bislang jedoch aus. 

Ein alter Prozess als neue Union
Der französische Präsident wollte während seiner Zeit als EU-
Ratsvorsitzender ein neues Zeichen setzen. Daher war es ihm 
wichtig, die neue Union des gemeinsamen politischen Willens 
auch mit konkreten Taten zu bestücken, um sie nicht das 
gleiche Schicksal erleiden zu lassen, wie den Barcelona-Prozess. 

Die Planung konkreter Vorhaben beruht, so wird erklärt, auf 
gemeinsamen Interessen. Allen voran heißt das, Stabilität zu 
erreichen, sowie die wirtschaftliche und soziale Entwicklung  
zu fördern. Für Europa gibt es zudem das Interesse an Energie
rohstoffen aus der Region. Und auch die arabischen Unions-
mitglieder haben ein Interesse daran, ihre Energieversorgung 
zu diversifizieren. 

All das ist nicht neu. Gemeinsame euro-mediterrane Projekte 
gibt es bereits, seit die EU im Rahmen des Barcelona-Prozesses 
mit den arabischen Partnerländern zusammenarbeitet. Neu ist 
jedoch das gemeinsame Auftreten als Partner auf Augenhöhe 
mit gemeinsamen Organisationen und Entscheidungsstruk
turen. Verkörpert wird dies in der Doppelspitze der Mittel-
meerunion, die für den Anfang die beiden Schwergewichte 
Ägypten und Frankreich innehaben werden. 

Bei den ersten Schritten in Richtung einer aktiv arbeitenden 
Union wiederholt Europa jedoch die Fehler des Barcelona-
Prozesses. Die meisten Projekte, wie etwa das eines geplanten, 
großangelegten Netzwerks für die Produktion und den Trans-
port von Strom aus erneuerbaren Energiequellen, sind zwar 
auch im Sinne der südlichen Mittelmeerländer, beruhen jedoch 
auf Vorschlägen der EU-Kommission und nicht auf gemein
samen Überlegungen. 

Interessen oder Identitäten? 
Von der Art und Weise, wie gemeinsame Interessen im Rahmen 
der Mittelmeerunion in die Praxis umgesetzt werden, wird 
abhängen, ob sich auch eine gemeinsame Identität entwickeln 
wird. Denn nur mit einer Zusammenarbeit auf Augenhöhe – 
ob in Energiefragen, sozialer Entwicklung oder Kulturaustauch 
– können Europa und die arabische Welt auch zu den derzeit 
noch offenen Fragen gemeinsamer Werte gemeinsame Antworten 
finden.

Mittelmeerunion – Eine neue Brücke 
zwischen Europa  

und der Arabischen Welt?
von Daniel Braun
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Im Frühjahr 2003 ließ der Sturz Saddam Husseins viele 
Diktatoren, über den Nahen Osten hinaus, befürchten,  
nächstes Opfer in George W. Bushs globalem „Kreuzzug“ für 
die Demokratie zu werden. Ein halbes Jahr später begann Bush 
– noch halbstark und unbeeindruckt von den sich abzeich-
nenden Problemen im Irak – für einen besonderen Plan zu 
werben. Die Befunde der Arab Human Development Reports 
der Vereinten Nationen über Reformfortschritte in der Region 
waren ernüchternd. Mithilfe der Greater Middle East Initiative 
sollten deshalb Länder von Marokko bis Pakistan weitreichende 
Verpflichtungen für ökonomische und politische Reformen 
eingehen. George W. Bush forderte Programme in den Bereichen 
Frauenrechte, Rechtsstaat, Kampf gegen Korruption, Zivil
gesellschaft, Alphabetisierung, Bildung, Handel und des Finanz-
sektors. Parallel zum Kampf gegen den Terror wollte er damit 
tiefgreifende gesellschaftliche Transformationen in diesen Ländern 
anstoßen. Zwar unterstützte der G8-Gipfel im Juni 2004 die 
Initiative in modifizierter Form. Der Vorschlag führte aber  
zu heftigen Auseinandersetzungen in den transatlantischen Be
ziehungen über geeignete Mittel zur Demokratisierung der 
Region. Und mit der Zeit musste sich die USA mehr und mehr 
den (un)erwarteten Folgen der militärisch hervorgerufenen 
Transformation im Irak widmen. Über den in Broader Middle 
East Initiative umbenannten Plan sprach bald keiner mehr.

Diese Entwicklungen markieren den Beginn eines beispiellosen 
Machtverlusts Washingtons im Nahen Osten. In zahlreichen 
Konflikten der Region setzte Washington seitdem auf die Iso-
lierung relevanter Akteure. Dialog wurde abgelehnt. Viele 
arabische Länder, deren politische Regime traditionell eng  
mit den USA verbunden sind, verweigern sich inzwischen 
mehr und mehr den Ansätzen der US-Regierung für die Region. 
Lösungsansätze kommen aus der Region selber. Diese Tendenz 
ist insbesondere bei den Golfstaaten erkennbar. Länder wie Katar, 
Kuwait oder Bahrain betrachten die US-Politik in der Region 
als kontraproduktiv und entwerfen eine eigene Diplomatie. 
Zur Verdeutlichung eine kurze Rundreise zu den Krisenherden 
der Region:

Seit Jahrzehnten stehen Syrien und Israel offiziell im Krieg mit-
einander, auch wenn es keine direkten militärischen Kampf-
handlungen mehr gibt. Im Herbst 2006 begannen durch türkische 
Vermittlung geheime Verhandlungen zwischen beiden Ländern 
über eine gegenseitige Annäherung. Inzwischen ist die Rückgabe 
der von den Israelis eroberten Golanhöhen an den syrischen 
Erzfeind kein Tabu mehr. Das Weiße Haus hingegen lehnte diese 
Verhandlungen von Beginn an ab. Eine Normalisierung der Be-
ziehungen zum engsten Verbündeten Irans sei nicht angebracht. 
Der Förderer extremistischer Milizen in der Region sei vielmehr 
zu isolieren.

Ähnlich im Libanon: Nach dem Aufflammen der Gewalt im 
Libanon Anfang Mai 2008 vermittelte Katar einen Kompro-
miss zwischen der Hisbollah und dem pro-westlichen Minister
präsidenten Siniora. So konnte die monatelange Verfassungs-
krise Libanons überwunden werden. Die USA bemühten sich 
die ganze Zeit, Siniora von Verhandlungen mit der irantreuen 
Hisbollah abzubringen. Mit französischer Hilfe vereinbarten 
Libanon und Syrien aber Anfang August dieses Jahres, wieder 
Botschaften im jeweils anderen Land zu eröffnen. 

Die USA im Nahen Osten

Selbstverschuldet handlungsunfähig.

Die USA im Nahen Osten nach acht Jahren George W. Bush

von Sebastian Gräfe

Nach der Irakinvasion 2003 postulierte George W. Bush das Ziel, mithilfe der Greater Middle East Initiative eine ganze Region 
wirtschaftlich und politisch reformieren zu wollen. Der Einmarsch im Irak sollte erst der Anfang gewesen sein. Im Jahr 2008 sieht 
der Nahe Osten anders aus, aber nicht unbedingt Bushs Intentionen entsprechend. Eine Bestandsaufnahme des Einflusses der 
USA im Nahen Osten am Ende seiner zweiten Amtszeit.
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Auch der Aktivismus der Bush-Regierung im palästinensisch-
israelischen Konflikt zeugt vom Einflussverlust. Die Macht
übernahme der Hamas im Gazastreifen im Juni 2007 stellte  
ein Fiasko für die westliche Nahostpolitik dar. Für die US- 
Regierung war es seitdem wichtig, die von Iran unterstützte Hamas 
im Gazastreifen zu isolieren. Im innerpalästinensischen Macht-
kampf sollten die westorientierten Kräfte des Palästinenser-
präsidenten Mahmud Abbas im Westjordanland gestärkt werden. 
Bush gelang zwar Ende 2007 auf der Annapolis-Konferenz die 
Überraschung, eine Vereinbarung über Verhandlungen zwischen 
Israelis und Palästinensern inklusive Zeitplan zu erreichen. Der 
mit Korruptionsvorwürfen konfrontierte israelische Minister-
präsident Ehud Olmert und der palästinensische Präsident 
Mahmud Abbas sind aber zu schwach, um in den eigenen Reihen 
Zugeständnisse zu erreichen. Annapolis war Wunschdenken. 
Besonders im Streit zwischen Hamas und Fatah treten Saudi-
Arabien, Ägypten oder die Arabische Liga als einflussreichere 
Akteure auf. 

Auch die Entwicklungen im Irak zeugen von der Schwäche 
Washingtons. Zwar hat sich die Sicherheitslage im Land stabilisiert. 
Bush lehnte bisher zeitliche Aussagen zu einem Truppenabzug 
ab. Im Zusammenhang mit den Verhandlungen über das zu-
künftige Mandat der US-Truppen im Irak musste er sich jetzt 
aber irakischem Druck beugen. Es gibt zwar keine Erwähnung 
eines konkreten Abzugszeitplans im Vertrag. Es werden jedoch 
Rahmendaten für 2011 festgelegt.

Auch in der Auseinandersetzung mit Iran stehen die Zeichen 
auf Wechsel. In den vergangenen Jahren warnte Bush immer 
vor einem militärischen Eingreifen, falls Iran seine Ambitionen 
zum Bau von Atomwaffen nicht aufgibt. Gerade die arabischen 
Golfstaaten fühlen sich aber von Vergeltungsschlägen eines 
nuklearen Iran bedroht und lehnen deshalb eine Allianz mit 
den Amerikanern gegen Teheran ab. Nach Jahren amerika-
nischer Kriegsdrohungen wird inzwischen über die Eröffnung 
von gegenseitigen Interessenvertretungen im Iran bzw. der 
USA spekuliert.

Am Ende der zweiten Bush-Amtszeit ist eine neue diplo
matische Aktivität im Nahen Osten erkennbar, an dem die 
USA nicht mehr beteiligt ist. Militärische Operationen wie  
der Irakkrieg haben nicht nur Ressourcen vom eigentlichen 
Kampf gegen den Terrorismus (in Afghanistan) abgezogen. 
Die Ablehnung von Diplomatie hat die USA in eine Sackgasse 
geführt, in der sie bei vielen Problemen über keinen Einfluss 
mehr verfügt. Iran, Syrien, Hamas und Hisbollah, aber auch die 
der USA nahestehenden Regime wussten das Vakuum zu 
füllen. Das Machtzentrum der Region hat sich ostwärts auf die 
Golfstaaten zu bewegt. Ägypten verliert langfristig an Relevanz. 
Enorme wirtschaftliche Probleme und interne Machtkämpfe 
werden es außenpolitisch weiter marginalisieren.

Unsicher ist, ob die neuen diplomatischen Initiativen einzelner 
Länder im Nahen Osten in langfristige Politik zum Interessen-
ausgleich münden. Zu sehr sind die bisherigen Aktivitäten an 
einzelne Herrscher und weniger an Institutionen gebunden. 
Die Erwartungen im Nahen Osten an einen neuen Präsidenten 
im Weißen Haus sind erst recht gering. Gemäß dem Pew Global 
Attitudes Project vom Juni 2008 halten knapp ein Drittel der 
Menschen in der Region sogar eine weitere Verschlechterung 
der gegenseitigen Beziehungen für möglich. Ein neuer US-
Präsident wird auch daran gemessen werden, ob er wieder 
Handlungsspielraum in der Region gewinnt.
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